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VI. Jahrgang. Berlin, den 20. Dezember 1877. Nr. 51. 


Juhalt: Königreich Preußen: Geſchüfts⸗Anweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6, Sep⸗ 
tember 1805 (Fortjegung.) — Verordnung, betreffend die Geſtattung des Gebrauchs einer fremden Sprache neben der Deutſchen als Geſchäftsſprache. Vom 
6. September 1057 — Allerhöchſte Kabinetsordre, betreffend die Aufiiht des Staates über Privatſchulen und Privatperfonen, welche ſich mit dem Unterrichte 
und der Erziehung der Jugend beſchäftigen. Vom 10. Juni 1834. — Miniſterial⸗Inſtruktion zur Ausführung der Allerhöchſten. Kabinets⸗Ordre vom 10. Juni 
1834, betreffend die Beaufſichtigung der Privatſchulen, Privat-Erziehungs-Anftalten und Privatlehrer, ſowie der Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. Vom 
31. Dezember 1839, — Anzeigen. — 


Königreich Preußen. Die Armen find anzuweiſen, ſich in der vom Armenarzte 
Geſchüfts⸗Auweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege beftimmten Sprechſtunde bei demſelben einzufinden. 2 
Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6. September 1875. Nur in dringenden Fällen kann eine Ausnahme geſtattet 

(Fortſetzung aus Nr. 50, Spalte 775.) werden. 
Die Unterſuchung findet der Beſchleunigung halber nur §. 183. Das betreffende Kommiſſions-Mitglied hat das 


durch ein Kommiſſions- Mitglied ſtatt, welches den Verhörbo- Formular zum Krankenſcheine vollſtändig und die Nummer der 
gen auszufüllen hat. Kommiſſion deutlich auszufüllen, beſonders die Namen, die 


Den Bittſtellern ift ſtets zu eröffnen, daß fie die Koſten Wohnung und die Sprechſtunde des Armenarztes genau darin 
der Arznei reſp. der Krankenhaus⸗Verpflegung zu erſtatten haben, zu verzeichnen, den Schein demnächſt zu unterſchreiben und den 
ſobald ihre Verhältniſſe dies zulaſſen. Patienten damit an den Vorſteher zu verweiſen, der den Schein 


RE 5 2 ; unterzeichnet, ſtempelt und in eine beſondere Lifte (Formular 
§. 179. Die im vorigen $. gedachten Verhörbogen ſind Nr. 22) einträgt. 


als Beläge der beſonderen Nachweiſung der in je einem Mo⸗ . . Pe: : . 
nate durch die Armen-Kommiſſion ertheilten Krankenſcheine Es wird hierbei ausdrücklich bemerkt, daß eine bloße 
(Formular 22) der Armen-Direktion mit dem Monatsberichte Stempelung des Rezeptes den Krankenſchein nickt ersetzt. 
zu überſenden. In denjenigen Armen-Kommiſſions-Bezirken, in welchen 
Bei wiederholten Bewilligungen freier Kur auf Grund ei⸗ Apotheker 5 1 fungiren⸗ ist das Stempeln der Medi 
nes Verhörbogens iſt in dieſer Nachweiſung anzumerken, wann Riuſch ine einem Mitgliede zu übertragen. 
In den Armen-Kommiſſionen, in welchen Apotheker als Mit: 


derſelbe früher bereits eingereicht worden iſt. 5 „ 8 £ 
0 glieder beſchäftigt ſind, ſind dieſe von dem Ausſtellen der Medizin⸗ 


| 
} 
| 
| 
$. 180. Die genaueſte Unterſuchung der Verhältniſſe der h Ä a ar 5 

Bittſteller mit Rückſicht auf den Umſtand, ob fie zu einer Kran | scheine Seitens des Armen⸗Kommiſſions-Vorſtehers zu entbinden. 
| Iſt einem Kranken freie Arznei bewilligt worden, fo ſteht 
| 


kenkaſſe gehören und aus derſelben unterſtützt werden, wird . N - 
den Armen-Kommiſſionen beſonders empfohlen. ihm die Wahl der Apotheke ſrei. 

In dem Krankenſcheine iſt außer dem möglichſt vollſtändi⸗ _ Bewilligt die Armen⸗Kommiſſton in einzelnen Fällen nur 
gen National des Kranken genau anzugeben, ob er Almoſen-, ärztliche freie Behandlung, ſo iſt die Stelle wegen der freien 


Pflegegeld- oder Legaten-Empfänger iſt, oder ob er zu keiner Medizin auf dem Scheine zu durchſtreichen. 


dieſer Kategorien gehört; was dadurch geſchieht, daß die auf Ein folder Schein iſt ebenfalls in die Nachweisung über 

dem Arzneiſcheine bereits vorgedruckte Bezeichnung, die auf den die nicht baaren Unterſtützungen, jedoch mit dem ausdrücklichen 

jedesmal vorliegenden Fall paßt, nicht durchſtrichen wird. Bemerken einzutragen, daß nur ärztliche Behandlung ohne freie 
§. 181. Machen die Armen-Medizinalbeamten den Kom- Arznei bewilligt worden iſt. 

miſſionen Anzeige, daß ihnen die Vermögensumſtände eines Krankenſcheine dürfen nicht über 14 Tage hinaus ausge⸗ 


Kranken beſſer erſcheinen, als daß er der freien Kur bedürfte, ſtellt werden. 

ſo iſt ſolchen Anzeigen die gebührende Berückſichtigung zu Wegen des Abſchluſſes der Apotheker-Rechnungen können 

widmen. die Anweiſungen nur bis zum letzten Tage eines jeden Mo- 
Lehnt Jemand die ihm angebotene freie Kur ab, ſo iſt nats erfolgen, ſo daß zum Beiſpiel am 29. eines Monats der 

ihm auch ſtatt deren keine baare Unterſtützung zu verabreichen. Schein nur noch für den 30. und 31. deſſelben Monats gel⸗ 
$. 182. In dringenden Fällen kann zwar unter allen Um- ten darf und vom 1. des künftigen Monats ab ein neuer 

ſtänden der begehrte Krankenſchein ſofort ertheilt werden, je- Schein gegeben werden muß. 

doch nur vorläufig auf 3 Tage; die im 8. 178 gedachte vor⸗ §. 184. Wenn ein armer Kranker in einen anderen Be— 

ſchriftsmäßige Prüfung muß ſodann aber unverzüglich eintre⸗ zirk verzieht, fo ſoll ihm geſtattet ſein, in der Behandlung ſei⸗ 

ten, da nur auf Grund derſelben die freie Kur ferner bewilligt nes bisherigen Armenarztes zu verbleiben, falls dieſer damit 

werden darf. einverſtanden iſt. 


' 
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§. 185. Nach Reviſion der monatlichen Apotheker-Rech— 
nungen durch den dazu beſtellten Reviſor werden die Beſchei— 
nigungen zur Erlangung freier Arznei — deren Rückſeite je⸗ 
desmal den Betrag der Koſten der verabreichten Medikamente 
ergiebt — ſoweit die Arzneiſcheine für Almoſen- und Pflege: 
geld - Empfänger ausgeſtellt waren, den betreffenden Armen: 
Kommiſſionen wieder zugeſandt, um ſolche zu den in ihrer Aſ— 
ſervation befindlichen Almoſen- reſp. Pflege-Akten zu nehmen. 

In Betreff der Arzneiſcheine anderer Perſonen veranlaßt 
die Armen⸗Direktion das Erforderliche wegen etwaiger Beitrei— 
bung der erwachſenen Arzneikoſten. 

Wenn mehrere Mitglieder einer Familie in derſelben Woh— 
nung krank ſind, iſt nicht für jede einzelne Perſon ein beſon⸗ 
derer Schein auszufertigen. 

$. 186. Sämmtliche Patienten ſind dem Armenarzte zu 

überweiſen, dem es überlaſſen iſt, geeignete Fälle den von der 
Armen⸗Direktion erwählten Spezial-Aerzten für Augen-, Ohren-, 
Frauen⸗Krankheiten und für Orthopädie zu überweiſen. 

In der Anweiſung iſt die Wohnung des Kranken auf's 
Sorgfältigſte und Allergenaueſte zu bezeichnen. 

Die Namen der Armen-Spezial-Aerzte und derjenigen Me⸗ 
dizinal⸗-Perſonen, welche ſich zur unentgeltlichen Geburtshilfe 
und zur Behandlung der Frauen-Krankheiten erboten haben, 
ſind in der Perſonal-Nachweiſung verzeichnet. 

Von den Veränderungen werden die Armen-Kommiſſionen 
jederzeit durch Zirkular-Verfügung der Armen-Direktion in 
Kenntniß geſetzt. 

§. 187. Unentgeltliche Arznei kann nur auf Verordnung 
des armenärztlichen Perſonals oder mit Genehmigung und 
auf ausdrückliche Anweiſung der Armen-Direktion verabfolgt 
werden. 

§. 188. Geſellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter find geſetz⸗ 
lich verpflichtet, einer Krankenkaſſe anzugehören. Im Falle ei⸗ 
ner Erkrankung ſind dieſelben daher an die betreffenden Kaſſen 
zu verweiſen. 

Die Verpflegung eines kranken Lehrlings liegt nur dann 
dem Lehrherrn ob, wenn ſich Letzterer in dem Lehrkontrakte 
ausdrücklich dazu verpflichtet hat. Es iſt deshalb ſtets Einſicht 
des Lehrkontraktes zu verlangen. 

§. 189. Für erkrankte Dienſtboten hat die Dienſtherrſchaft 
nicht allein in dem Falle, wo die Krankheit des Dienftboten 
durch den Dienſt oder bei Gelegenheit deſſelben entſtanden iſt, 
ſondern auch außer dieſem Falle, wenn die Krankheit bloß 
während des Dienſtes hervortritt und zwar ſo lange, als der 
Dienſtkontrakt dauert, zu ſorgen und kann zu dieſem Zwecke 
den Dienſtboten in einem Krankenhauſe unterbringen. 

In dieſem Falle der Erkrankung während des Dienſtes 
kann zwar die Herrſchaft verlangen, daß zunächſt die in der 


Nähe wohnenden, vermögenden alimentationspflichtigen Anver— 
wandten des Dienſtboten die Fürſorge für denſelben überneh— 


men. Sache der Dienſtherrſchaft iſt es, ſolche Verwandte hierzu 
aufzufordern. 

Wenn Letztere aber ſich hierzu weigern, ſo liegt der Dienſt⸗ 
herrſchaft vorbehaltlich ihres ſpäteren Anſpruches an dieſelben 
die Pflicht ob, ſofort aus eigenen Mitteln für das erkrankte 
Geſinde zu ſorgen. 

Oft kommt es vor, daß Herrſchaften ſich der geſetzlichen 
Pflicht zur Fürſorge für ihr erkranktes Geſinde dadurch zu ent⸗ 
ziehen ſuchen, daß ſie den Dienſtkontrakt vor der geſetzlichen 
Zeit im Momente der Hilfsbedürftigkeit des Dienſtboten durch 
Vereinbarung mit dieſem aufheben. 


Solche Vereinbarungen zum Nachtheile der zur Armenpflege 
verpflichteten Behörde ſind für dieſe unverbindlich. 

Die Armen⸗Kommiſſionen haben deshalb ſtets zu prüfen, 
ob zur Zeit der Hilfsbedürftigkeit des Dienſtboten die Dienſt⸗ 
zeit noch nicht abgelaufen war, reſp. der Dienſtkontrakt noch 
beſtand, und in dieſem Falle die Fürſorge für den Dienſtboten 
der Herrſchaft zu überlaſſen. 

Weigert ſich die Herrſchaft ihre Verpflichtungen zu erfül⸗ 
len, fo iſt die Hilfe der Revier-Polizei anzurufen, welche vers 
pflichtet iſt, Geſindeſtreitigkeiten zu vermitteln, und ihr das 
Weitere zu überlaſſen. ; 

8. 190. Bei ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden it, wenn 
ſie auf Bewilligung eines Krankenſcheins antragen, durch ein 
Atteſt des Altmeiſters feſtzuſtellen, daß fie einer mit der In— 
nung verbundenen Kranken-, Hilfs- oder Sterbekaſſe nicht au⸗ 
gehören. 

§. 191. In die Militair⸗Lazarethe werden nur Diejenigen 
aufgenommen, welche bei den Invaliden-Kompagnien und bei 
dem hieſigen Invaliden-Bataillon ſtehen. 

Alle übrigen mit einem Gnadengehalte entlaſſenen Inva⸗ 
liden fallen dagegen der Kommune hinſichtlich der ärztlichen 
Behandlung und Verabreichung freier Medizin anheim. 

§. 192. Auf Antrag der Armen-Kommiſſionen haben die 
Medizinal-Beamten der Armenpflege den Geſundheits-Zuſtand 
oder die Arbeitsfähigkeit einzelner Individuen feſtzuſtellen, und 
ſchriftliche Gutachten, ſowie auch Impfſcheine auszuſtellen. 

§. 193. Werden vom Armenarzte lauwarme oder kalte, 
ruſſiſche, Schwitz-, Douche-, Schwefel- und andere künſtliche 
Bäder, der Gebrauch künſtlicher oder verſandter Mineralwäſ— 
ſer ꝛc. verordnet, ſo iſt über die Nothwendigkeit des Gebrau— 
ches, ſowie über die Anzahl der Bäder, unter Beifügung des 
armenärztlichen Atteſtes, an die Armen-Direktion zu berichten. 

Die für arme Kranke bewilligten Marken zu den verordne⸗ 
ten Bädern werden zur Vermeidung jedes Verzuges von der 
Armen⸗Direktion dem Kranken direkt zugeſtellt. 

§. 194. Diätetiſche Hilfsmittel der Kur, als Milch, 
Fleiſch, Fleiſchbrühe, Wein, find auf Verordnung und Requi— 
ſition des Armenarztes dem Kranken zu reichen, und iſt der 
Geldbetrag dafür in der Nachweiſung der außerordentlichen Un— 
terſtützungen zu liquidiren. (Formular Nr. 16.) 

Der den Armen verordnete Wein iſt nur aus den Apo⸗ 
theken zu entnehmen. 

$. 195. Die Bewilligung von Bruchbän dern und Bril— 
len an Arme wird zur Vermeidung oft nachtheiliger Verzöge— 
rungen den Armen-Kommiſſionen ſelbſtſtändig übertragen. 

Bei einem ihnen dieſerhalb zugehenden Antrage haben ſie 
die Lage des Bittſtellers mit ſtrengſter Gewiſſenhaftigkeit zu 
prüfen, für den Fall, daß keine Vorakten vorhanden ſind, den 
Fragebogen aufzunehmen und dem Bittſteller bemerklich zu ma— 
chen, daß der Armen-Direktion das Recht zuſtehe, auch die Ko— 
ſten derartiger Unterſtützungen von ihm wieder einzuziehen. 

Gleichzeitig haben die Armen-Kommiſſionen zu berichten, 
wann und in welchen Theilzahlungen der Empfänger die Ko— 
ſten wieder zu erſtatten vermöge. 

§. 196. Für den Fall, daß ein Bruchband beantragt iſt, 
hat die Armen⸗Kommiſſion den Bittſteller zunächſt dem Armen— 
arzte mittelſt des Formulars da. zuzuweiſen. 

Hält der Armenarzt die Gewährung eines Bruchbandes 
für erforderlich, ſo wird dem Armen eine Anweiſung für den 
Bandagiſten (Formular 5b.) ausgehändigt. 


781 Preußen: Geſchüftsauweiſ. f. d. Armenpflege Berlins. VB. 6. Septbr. 1875. 


Preußen: Geſchäftsanweiſ. f. d. Armenpflege Berlins. V. 6. Septbr. 1875. 782 


Auf dieſer Anweiſung muß der Name und die Wohnung 
des Bandagiſten, an den der Bittiteller ſich zu wenden hat, 
genau bezeichnet werden. 


Letzterer muß auf Formular 5a. den Empfang der Anwei⸗ 


ſung beſcheinigen und ſich gleichzeitig durch feine Namensun-⸗ 
terſchrift verpflichten, daß er ſich nach Empfangnahme des Bruch: 
bandes bei dem Armenarzte zur Prüfung der Zweckmäßigkeit 
der Bandage melden werde. 

Das vollzogene und ausgefüllte Formular 5a. iſt der Ar⸗ 
men⸗Direktion zu den Akten einzureichen, oder, wenn der Em⸗ 
pfänger Almoſen oder Pflegegeld bezieht, zu den Kommiſſions⸗ 
Akten zu nehmen. 


nicht bewilligt werden. i 

§. 197. Iſt eine Brille beantragt worden, ſo haben die 
Armen-Kommiſſionen in gleicher Weiſe zu verfahren und ſich 
hierzu der Formulare Nr. 6 und 6a. zu bedienen. I 

Mittelſt Formulars 6 ift das Gutachten des Armenarztes 
oder des Armen-Augenarztes zu erfordern, und Formular 6a. 
enthält die Anweiſung für den Optikus zur Lieferung der Brille. 

Doch muß auf dieſer Anweiſung, bevor ſie dem Armen 
behändigt wird, der Name und die Wohnung des Optikus, an 
den er ſich wenden ſoll, genau bezeichnet werden. 

Den Armen-Kommiſſionen werden jederzeit die Bandagi⸗ 
ſten und Optiker, mit denen die Armen-Direktion in ein kon⸗ 
traktliches Verhältniß getreten iſt, und auf deren Namen die 
Anweiſungen auszuſtellen find, bekannt gemacht werden. 

An andere Bandagiſten und Optiker dürfen die Bittſteller 
nicht gewieſen werden. 

§. 198. Alle anderen Bandagen, Apparate, Sprit— 
zen, künſtliche Maſchinen zc., welche von den Bedürftigen 
erbeten werden, ſind unter Beifügung des ärztlichen Gutachtens 
ſchleunigſt bei der Armen-Direktion zu beantragen, wonächſt von 
derſelben die erforderlichen Verfügungen an die betreffenden 
Lieferanten erlaſſen, reſp. die Verabreichung der beantragten 
Gegenſtände aus dem Depot der Armen-Direktion verfügt wer⸗ 
den wird. 

In gleicher Weiſe iſt zu verfahren, wenn es ſich um die 
Reparatur früher gelieferter Apparate und Maſchinen handelt. 

Dergleichen Maſchinen ſind für Kinder erſt mit dem Ab⸗ 
laufe ihres zweiten Lebensjahres zu beantragen. 8 

§. 199. Werden dergleichen Gegenſtände den armen Kran⸗ 
ken nur leihweiſe verabfolgt, ſo iſt mit ihnen unter den im 
§. 171 angegebenen Modifikationen die Leihverhandlung auf⸗ 
zunehmen. 

Die Armen-⸗Direktion behält ſich vor, von Zeit zu Zeit bei 
den Armen-Kommiſſionen anzufragen, ob dieſe Apparate 2. 
von den betreffenden Perſonen noch gebraucht werden, damit 
anderenfalls die Rückſendung an das Depot der Armen-Direk⸗ 
tion erfolgen kann. 

f) Bewilligung unentgeltlicher Hilfe bei Entbindung 
armer Schwangeren. 

§. 200. Arme Kreißende find an die nächſtwohnende He⸗ 
beamme zu weiſen, welche gegen den taxmäßigen Preis von 
1 Mark 50 Pf. die erforderliche Hilfe bei und nach der Geburt 
zu leiſten hat. 

Dieſe Gebühren find ihr auf Verlangen auch dann zu Zah: 
len, wenn fpäter ein Geburtshelfer hat gerufen werden müſſen. 

Auf beſondere Badegelder hat ſie keinen Anſpruch, auch 
muß fie ſich Alles, was fie etwa von der Wöchnerin empfan- 
gen hat, auf ihre Gebühren anrechnen laſſen. 


| 


$. 201. Die Rechnungen der Hebeammen können, falls 
die Armen-Kommiſſion von der Armuth der Entbundenen, ſowie 
auch davon überzeugt ift, daß zur Zahlung zunächſt verpflich— 
tete, bemittelte Verwandte nicht vorhanden, bei unehelichen Ge⸗ 
burten aber der Schwängerer ebenfalls mittellos it, ohne Wei⸗ 
teres aus dem Bezirksfonds bezahlt und beim Monatsberichte 
zur Erſtattung liquidirt werden. 

Die auf Formular 107 auszuſtellenden Quittungen müſſen 
aber mit dem Datum und — ehe Zahlung geleiſtet wird — 
mit einer Beſcheinigung eines Kommiſſions-Mitgliedes dahin 
verſehen ſein, daß nach der von ihm angeſtellten Recherche die 


| Hilfe von der Hebeamme, welche dafür Zahlung fordert, wirk— 
Für Kinder unter anderthalb Jahren darf ein Bruchband 
treffenden Armen an die Hebeamme nichts gezahlt haben. 


lich geleiſtet worden und außerdem feſtgeſtellt iſt, daß die be⸗ 


8.202. Die Hebeammen find von den Armen - Kommil- 
fionen anzuweiſen, ihre Liquidationen ſpäteſtens 6 Wochen nach 
der Entbindung einzureichen, widrigenfalls ſolche nicht mehr 
berückſichtigt werden könnten. 

g. 203. Iſt die Liquidation von der Armen-Kommiſſion 
berichtigt, ſo hat Letztere die Perſon, für welche die Entbin: 
dungskoſten gezahlt ſind, per Formular 108 in Kenntniß zu 
ſetzen, daß der Hebeamme die taxmäßige Vergütigung gewährt 
worden, und daß die Wiedereinziehung des verauslagten Be⸗ 
trages vorbehalten bleibt. 

§. 204. Liquidationen der Wickelfrauen für Dienſte bei 
armen Kreißenden find von den Kommiſſionen nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

§. 205. Wo die Hilſe eines Geburtshelfers nothwendig 
wird, iſt die Hebeamme verpflichtet, einen von denjenigen her⸗ 
beizurufen, welche ſich zur unentgeltlichen Geburtshilfe erboten 
haben und deren Namen in der Perſonal-Nachweiſung verzeich— 
net ſind. 5 

8. 206. Iſt in dringenden Fällen, wo nicht gleich ein 
Krankenſchein zu beſchaffen geht, ſofortige Verordnung von Me— 
dizin nöthig, jo hat die nächſte Apotheke ſolche zu liefern, der 
Geburtshelfer auf dem Rezepte aber zu vermerken, daß die Arz⸗ 
nei für eine arme Kranke verſchrieben iſt. 

§. 207. Werden Klyſtiere an weibliche Perſonen verordnet, 
ſo ſind für jedes derſelben 75 Pf. der Hebeamme zu vergüten. 

§. 208. Melden ſich arme Schwangere zur Aufnahme in 
die Charité oder die Königliche Entbindungs-Anſtalt Behufs 
ihrer Entbindung, ſo iſt ihnen zu eröffnen, daß ſie keiner 
ſchriftlichen Anweiſung dazu bedürfen, ſondern daß fie obne 
eine ſolche im achten Monat ihrer Schwangerſchaft ſich bei der 
Charité⸗Direktion zur Aufnahme zu melden haben. 

g) Bewilligung freien Begräbniſſes. : 

§. 209. Beim Abfterben eines Armen wird Seitens der 
Armen⸗Kommiſſionen ein freies Begräbniß bewilligt, wenn ſich 
im Nachlaſſe des Verſtorbenen dazu keine Mittel vorfinden, 
dieſe auch nicht von den verpflichteten Angehörigen ſelbſt auf: 
gebracht werden können. 5 

8.210. Für Perſonen, die zu einer Sterbekaſſe gehören, 
wird aus Armenfonds kein freies Begräbniß gewährt. Hin⸗ 
terlaſſen ſolche Armen, welche die Erbentſagungs-Verhandlung 
ausgeſtellt haben und bei Sterbekaſſen intereſſirt ſind, weder 
Ehegatten noch rechte Kinder (zu deren Gunſten nach §. 122 
auf das Sterbekaſſengeld Verzicht geleiſtet werden ſoll, wogegen 
dieſelben auch das Begräbniß zu beſorgen haben würden), jo 
haben die Armen-Kommiſſionen aus dem von ihnen eingezo⸗ 
genen Sterbekaſſengelde für ein angemeſſenes Begräbniß des 
Verſtorbenen in der Art zu ſorgen, daß: 


* 
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1) für den Sarg höchſtens . 9 Mark — Pf. 
2) für den Ausſchlag und das Kiffen. EEE 
3) für den mit 2 Pferden beipannten ſo⸗ 


genannten kleinen Leichenwagen. 2 „ 25 , 
4) für eine Trauerkutſche, wenn Verwandte 

Dans ge 9 0 
5) für 4 Leichenträger . . . ee 
6) für Trinkgeld an 2 Kutſcher. . 7 
7) für Beerdigung auf dem Kirchhofe 9185 

Parochie . 1 
8) für den Todtengräber 2 Mark 50 Pf. bis l 003, 
9) für Einſargen der Leiche .. „ — 


mithin im Ganzen höchstens 57 Mark 25 Mi. 
zu verausgaben find. 

Den Reſt des Sterbekaſſengeldes haben die Armen-Kom⸗ 
miſſionen unter Beifügung der Rechnungen über die gehabten 
Auslagen bei der Armen-Direktion einzureichen. 

Sollte das Sterbegeld zur Beſtreitung der Koſten nicht 
ausreichen, ſo muß eine angemeſſene Beſchränkung, etwa die 
Nichtgeſtellung der Trauerkutſche, nach dem Ermeſſen der Ars 
men⸗Kommiſſionen eintreten. 

8.211. Zur Beerdigung der von der Kommiſſion zur Uns 
terſtützung ehemaliger Freiwilliger und Landwehrmänner aus 
den Jahren 1813/15 bis an ihr Lebensende unterſtützten In⸗ 
validen und Wittwen der im Felde Gebliebenen oder in den 
Lazarethen Verſtorbenen bewilligt die Veteranen⸗ und Invali⸗ 
den⸗Unterſtützung-Kommiſſion — wie bereits im §. 64 ange⸗ 
führt worden — eine Beihilfe, weshalb denſelben kein freies 
Begräbniß zu gewähren iſt; dagegen haben auf ein ſolches die 
Wittwen der erſt ſpäter verſtorbenen Invaliden im Falle der 
Bedürftigkeit Anſpruch. 

9. 212. Begräbnißkoſten für Geſinde zu bezahlen, iſt keine 
Herrſchaft verpflichtet. 

Wenn alſo für einen Dienftboten ein Freibegräbniß nach: 
geſucht wird, ſo iſt ein ſolches zu bewilligen; die Armen-Kom⸗ 
miſſion hat alsdann aber den Nachlaß und das etwa rückſtän⸗ 
dige Lohn ſicher zu ſtellen und darüber an die Armen-Direk⸗ 
tion zu berichten. 

§. 213. Ein theilweiſe freies Begräbniß iſt nicht zuläſſig 
und folglich müſſen die Leichen aller Perſonen, für welche ein 
freies Begräbniß in Anſpruch genommen wird, auf dem ſtäd⸗ 
tiſchen Begräbnißplatze in der für Arme feſtgeſtellten Weiſe beer⸗ 
digt werden. 

8.214. Der Sarg muß von dem Tiſchler unentgeltlich in 
die Sterbewohnung geſchickt werden. 

Das Einſargen der Leiche iſt in der Regel Sache der Um⸗ 
gebung des Verſtorbenen. 

Sind Angehörige des Verſtorbenen und auch ſonſt Nie— 
mand, der die Einſargung unentgeltlich beſorgen will, vorhan— 
den, ſo kann der Betrag von 1 Mark hierfür gezahlt und beim 
Monatsberichte liquidirt werden. 

Die den Leichenwagen begleitenden Träger und der Kut⸗ 
ſcher haben die eingeſargte Leiche aus der Sterbewohnung in 
den Leichenwagen und von demſelben nach der Gruft zu ſchaffen. 

§. 215. Vor Bewilligung eines freien Begräbniſſes iſt den 
Hinterbliebenen durch die Armen-Kommiſſion die Beſchaffenheit 
eines ſolchen und die Unſtatthaftigkeit einer theilweiſen Bewil⸗ 
ligung deſſelben, ſowie der Umſtand bekannt zu machen, daß 
die frei zu beerdigenden Leichen in den 6 Wintermonaten vom 
1. Oktober bis Ende März vorher zur Anatomie abgeliefert 
werden müſſen. Es iſt indeß geſtattet, von dieſer Ablieferung 


an die Anatomie Abſtand zu nehmen, wenn die hinterbliebe⸗ 
nen Kinder, Eltern oder Geſchwiſter beſonders darum bitten. 

§. 216. Leichen, denen ein Armenbegräbniß gewährt wer⸗ 
den muß und die bis zu ihrer Beerdigung nicht ohne Nachtheil 
für die Hinterbliebenen in der Sterbewohnung belaſſen werden 
können, find — wenn nach dem Gutachten des Armenarztes 
der Tod in natürlicher Weiſe eingetreten iſt — nicht zum Ob⸗ 
duktionshauſe, ſondern nach der auf dem ſtädtiſchen Begräbniß— 
platze befindlichen Leichenhalle zu ſchaffen. 

8. 217. Die Bewilligung eines freien Begräbniſſes für 
ein Kind, welches von ſeinen Eltern oder ſeiner Mutter in 
Pflege gegeben war, erfolgt von derjenigen Armen-Kommiſſion, 
in deren Bezirk dieſe Angehörigen wohnen, damit an Ort und 
Stelle geprüft werden kann, ob das Begräbniß bewilligt wer- 
den muß und ob ein Anſpruch auf Koſtenerſtattung gerechtfer⸗ 
tigt erſcheint. 

§. 218. Der ein Freibegräbniß Nachſuchende hat folgen⸗ 
den Weg einzuſchlagen: 

1) Er hat zunächſt vom Revier-Polizei-Bureau das For⸗ 

mular zu dem Sterbezettel zu holen, denſelben vom 
Arzte ausfertigen und vom gedachten Bureau atteſtiren 
zu laſſen; 

2) demnächſt begiebt er ſich mit dem Sterbezettel und dem 
ihm vom Armen-Kommiſſions-Vorſteher übergebenen 
Formular 37 reſp. 38 nach dem betreffenden Standes⸗ 
amte, um die Beſcheinigung über die Eintragung des 
Sterbefalles ausfüllen zu laſſen; 

3) hierauf hat er das Formular 37 reſp. 38 im Polizei⸗ 
Revier⸗Bureau zur Eintragung der Beſcheinigung, daß 
die Beerdigung polizeilich angemeldet worden iſt, zu 
präſentiren, und wendet ſich dann wieder an ſeinen 
Armen⸗Kommiſſions-Vorſteher, welcher das Formular 
37 reſp. 38 auch ſeinerſeits vollzieht und die Anwei⸗ 
ſungen an das Beerdigungs-Komtoir (Formular 125, 
1253.) an den Tiſchler (Formular 126) verabfolgt; 
demnächſt geht er mit dieſen Anweiſungen und dem 
Sterbezettel zum Beerdigungs-Komtoir. Daſſelbe be⸗ 
hält den Sterbezettel und die Anweiſung zum freien 
Transporte der Leiche nach dem Kirchhofe, giebt eine 
Beſcheinigung über die erfolgte Ablieferung des Ster- 
bezettels, ſtempelt die Anweiſung an den Todtengräber 
und vermerkt Tag und Stunde der Beerdigung auf 
der Anweiſung für den Tiſchler; 
endlich wird der Sarg beſtellt und dem Todtengräber 
die Anweiſung zur Beerdigung der Leiche überbracht. 

8.219. Beſonders ſorgfältig find von den Armen-Kom— 
miſſionen die Anweiſungen auf ein freies Begräbniß in allen 
dazu offen gelaſſenen Stellen zumal hinſichtlich der Namen und 
alles deſſen, was zur vollſtändigen Bezeichnung des Verſtor⸗ 
benen erforderlich iſt, auszufüllen, da dieſe Nachrichten in ver⸗ 
ſchiedene amtliche Bücher übergehen; wenn ein mangelhaft 
ausgefüllter Begräbnißſchein zurückgewieſen werden müßte, ſo 
würde die nachträgliche Ergänzung deſſelben einen ſehr unan⸗ 
genehmen Aufenthalt für das Begräbniß, mit welchem es oft 
Eile hat, herbeiführen. 

§. 220. Da für die Armen⸗Direktion eine Kontrolle über 
die gewährten Frei⸗Begräbniſſe erforderlich iſt, jo haben die Ar⸗ 
men⸗Kommiſſionen jedesmal mit dem Monatsberichte eine Nach— 
weiſung (Formular 124) der von denſelben in dem vergange— 
nen Monate bewilligten Frei-Begräbnißſcheine einzuſenden. 


4 


— 


5) 
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d die Geſtattung des Gebrauchs einer fremden 
eee, der Lace als Geſchäftsſprache. 
Vom 6. September 1877. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des $. 3 des Geſetzes vom 28. Auguft 
1876 (Geſetz⸗Samml. S. 389), betreffend bie Geſchäftsſprache 
der Behörden, Beamten und politiſchen Körperſchaften des 
Staates, und in Ergänzung der Verordnung von demſelben 
Tage (Geſetz⸗Samml. S. 393“), betreffend die Geſtattung des 
Gebrauchs einer fremden Sprache neben der Deutſchen als Ge⸗ 
ſchäftsſprache, was folgt: 

Es wird hierdurch zunächſt auf die Dauer von fünf Jah⸗ 
ren, von dem Inkrafttreten der Verordnung vom 28. Auguft 
1876 (Gejeg-Samml. S. 393”) an gerechnet, der Gebrauch der 
Polniſchen Sprache neben der Deutſchen als Geſchäftsſprache 
für die mündlichen Verhandlungen und die protokollariſchen 
Aufzeichnungen der Schulvorſtände, der Gemeindevertretungen 
und Gemeindeverſammlungen in den Landgemeinden: 

A. Raczeck und Biſchwalde im Amtsbezirke II. (Kazanitz), 

Zakurzewo im Amtsbezirke III. (Grabau), 

Guttowo, Londzyn und Stephansdorf im Amtsbezirke IV. 

(Rommen), 

Montowo, Swiniarz, Truszezyn und Zwiniarz im Amts⸗ 

bezirke VII. (Zwiniarz), 

Eichwalde, Gronowo, Zeglia und Naguszewo im Amts: 

bezirke VIII. (Rybno), 
Grabacz, Grondy, Kopaniarce, Werry und Zarybinnek 
im Amtsbezirke IX. (Koſten), 

Oſtaszewo und Weſſolowo im Amtsbezirke XI. (Weſſolowo), 

Kielpin und Kolonie Tamma im Amtsbezirke XII. (Kielpin), 

Grodczyczuo, Iwanken, Lorken-Wulka und Lorken⸗Mor⸗ 

tung im Amtsbezirke XIII. (Grodczyczuo), 

Linowitz, Mortung und Rakowitz im Amtsbezirke XIV. 

(Mortung), 

Londzeck im Amtsbezirke XV. (Somplawa), 

Gwisdzyn im Amtsbezirke XVII. (Gwisdzyn), 

Mrozno und Mrozenko im Amtsbezirke XVIII. (Mrozno), 

Nelberg im Amtsbezirke XIX. (Dt. Brzozie), 

Lippowitz, Terreszewo und Thomasdorf im Amtsbezirke XX. 

(Terreszewo), ; 

Groß- und Klein-Oſſowken und Wawerwitz im Amtsbe⸗ 

zirke XXI. (Groß⸗Balowka), 

Kaczeck im Amtsbezirke XXIV. (Brattian), 

Gay im Amtsbezirke XXX. (Lonkorsz), 
Kon im Amtsbezirke XXXI. (Czychen) 
des Kreiſes Löbau im Regierungsbezirke Marienwerder, 
B. der Amtsbezirke XXIX. (Auguſtenhoff), XXX. (Bolles⸗ 
cyn), XXXI. (Wlewsk), XXXII. (Guttowo) und XXXVII. 
(Ciborz) 
des Kreiſes Strasburg im Regierungsbezirke Marien⸗ 
werder, 

geſtattet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedruktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Benrath, den 6. September 1877. 

(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter des Innern. 


Leonhardt. Achenbach. 


*) Deutſche Schulgeſetz-Samml. 1876 Nr. 41. 


Allerhöchſte Kabinetsordre, betreffend die Aufſicht des Staates 
über Privatſchulen und Privatperſonen, welche ſich mit dem Un⸗ 
terrichte und der Erziehung der Jugend beſchäftigen. 

Vom 10. Juni 1834. 

Nach den Vorſchriften des Landrechtes haben Privatanſtal⸗ 
ten und Privatperſonen, die ſich mit dem Unterrichte und der 
Erziehung der Jugend gewerbsweiſe beſchäftigen wollen, bei 
derjenigen Behörde, welche die Aufſicht über das Schul- und 
Erziehungsweſen des Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu dem Ge⸗ 
ſchäfte zuvor nachzuweiſen und das Zeugniß derſelben ſich aus⸗ 
zuwirken. Durch die Beſtimmungen des Gewerbe⸗-Polizeigeſetzes 
vom 7. September 1811 88. 83 — 86 find die landrechtlichen 
Vorſchriften zum Theile abgeändert worden; da die Erfahrung 
ergeben hat, daß hieraus Mißbräuche und weſentliche Nachtheile 
für das Erziehungs- und Unterrichtsweſen entſtehen, fo habe 
ich mich bewogen gefunden, die Beſtimmungen des Gewerbe⸗ 
Polizeigeſetzes, inſoweit fie die Vorſchriften des Landrechtes ab— 
ändern, wieder aufzuheben, und das Erforderniß der nachzu⸗ 
weiſenden Qualifikation für diejenigen Perſonen, welche Pri⸗ 
vatſchulen und Penſions-Anſtalten errichten, oder ein Gewerbe 
daraus machen, Lehrſtunden in den Häuſern zu geben, in Ge⸗ 
mäßheit der landesrechtlichen Vorſchriften 88. 3 und 8, Tit. 12, 
Th. II. herzuſtellen und feſtzuſetzen, daß ohne das Zeugniß der 
örtlichen Aufſichtsbehörde keine Schul- und Erziehungs-Anſtalt 
errichtet, auch ohne daſſelbe Niemand zur Ertheilung von Lehr⸗ 
ſtunden als einem Gewerbe zugelaſſen werden darf. Dieſe Zeug- 
niſſe ſollen ſich nicht auf die Tüchtigkeit zur Unterrichts-Erthei⸗ 
lung in Beziehung auf Kenntniſſe beſchränken, ſondern ſich auf 
die Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnung in religiöſer und 
politiſcher Hinſicht erſtrecken. Die betreffende Aufſichtsbehörde 
ſoll indeſſen nicht befugt ſein, ſolche Zeugniſſe für Ausländer 
anzufertigen, bevor die Genehmigung des Miniſteriums des 
Innern und der Polizei erfolgt iſt. In welcher Art hierüber 
zu verfahren, haben Sie, die Miniſter der geiſtlichen und Un⸗ 
terrichts-Angelegenheiten und der Polizei, gemeinſchaftlich zu 
berathen und über die den Lokalbehörden zu ertheilende In⸗ 
ſtruktion ſich zu vereinigen. Das Staatsminiſterium hat dieſe 
für den ganzen Umfang der Monarchie in Anwendung zu brin⸗ 
genden Vorſchriften durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu 
machen. : 

Berlin, den 10. Juni 1834. 

Friedrich Wilhelm. 


Miniſterial⸗Inſtruktion zur Ausführung der Allerhöchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 10. Juni 1834, betreffend die Beaufſichtigung der 


Privatſchulen, Privat⸗Erziehungs⸗Anſtalten und Privatlehrer, ſo⸗ 


wie der Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 
Vom 31. Dezember 1839. 
Abſchnitt I. 
Die Privatſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten. 
§. 1. (Wo ſie zuläſſig ſind.) Privatſchulen und Pri⸗ 
vat⸗Erziehungs-⸗Anſtalten ſollen nur da, wo fie einem wirk- 
lichen Bedürfniſſe entſprechen, alſo nur an ſolchen Orten 
geſtattet werden, wo für den Unterricht der ſchulpflichtigen Ju⸗ 
gend durch die öffentlichen Schulen nicht ausreichend geſorgt iſt. 
§. 2. (Erforderniſſe zur Anlegung von Privat: 
ſchulen und Privat-⸗Erziehungs-Anſtalten.) a) Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Befähigung. Diejenigen Perſonen, welche eine 
Privatſchule oder Privat-Erziehungs-Anſtalt gründen, oder 
eine ſolche fortſetzen wollen, haben zuvörderſt ihre wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung zur Leitung einer ſolchen Anſtalt ganz in der- 
ſelben Weiſe, wie die in öffentlichen Schulen anzuſtellenden Leh⸗ 
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rer und Lehrerinnen durch ein genügendes Zeugniß der betref- 
fenden Prüfungsbehörde darzuthun. Behufs der Erlangung ei⸗ 
nes ſolchen Zeugniſſes müſſen ſie nach der Klaſſe der Privat⸗ 
ſchulen oder der Privat-Erziehungs-Anſtalten, zu welchen die An⸗ 
ſtalt, welche ſie anlegen oder fortſetzen wollen, zu rechnen iſt, 
ſich den für die betreffenden öffentlichen Lehrer oder Lehrerin: 
nen geſetzlich vorgeſchriebenen Prüfungen unterwerfen und ſol— 
len alle Beſtimmungen, welche für die Prüfung der Lehrer an 
öffentlichen Schulen erlaſſen ſind, auch auf diejenigen Anwen⸗ 
dung leiden, die eine ähnliche Privatſchule oder Privat-Erzie⸗ 
hungsanſtalt zu leiten beabſichtigen. 

§. 3. (b. Sittliche Befähigung.) Selbſt bei vollſtän⸗ 
dig nachgewieſener wiſſenſchaftlicher Befähigung ſoll die Grün⸗ 
dung oder Fortſetzung von Privatſchulen und Privat-Erziehungs⸗ 


Anſtalten nur ſolchen Perſonen geſtattet werden, welche bereits 


längere Zeit in ſolchen Verhältniſſen, die über ihre ſittliche Be— 
fähigung für den Unterricht und die Erziehung der Jugend ein 
ſicheres Urtheil geſtatten, gelebt haben und über ihre Unbeſcholten— 
heit und ihren bisherigen ſittlichen Wandel von der Obrigkeit und 


Geiſtlichkeit des Ortes, wo fie ſich während den letzten drei Jah- 


ren aufgehalten haben, vortheilhafte Zeugniſſe beibringen können. 


8.4. (Wie die Erlaubniß zur Anlegung von Pri⸗ 
vatſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten nachzu— 
ſuchen.) Die Geſuche um Erlaubniß zur Anlegung oder Forts 
ſetzung einer Privatſchule oder eine Privat-Erziehungs-Anſtalt 
find, unter Einreichung eines Lebenslaufes, der über die Bil: 
dung, die wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung der Bewer— 
ber (§. 2 und 3) ſprechenden Zeugniſſe und des Einrichtungs- 
planes der fraglichen Anſtalt, bei der Orts-Schulbehörde anzu: 
bringen, welche die etwa noch erforderlichen Ermittelungen zu 
veranlaſſen, an die Königliche Regierung über das Geſuch zu 
berichten, und wenn demſelben kein Bedenken entgegenſteht, die 
Ausfertigung des Erlaubnißſcheines in Antrag zu ſtellen hat. 


§. 5. (Ertheilung der Erlaubniß, Dauer und Gil: 
tigkeit derſelben.) Findet die Königliche Regierung kein 
Bedenken, dem Antrage zu willfahren, fo fertigt fie, unter Be: 
rückſichtigung der in den eingereichten Zeugniſſen enthaltenen 
Umſtände, und mit genauer Beſtimmung der Gattung der 
Schule, welche dem betreffenden Bewerber zu eröffnen geſtattet 
ſein ſoll, auf den Grund des eingereichten Planes den Erlaubniß— 
ſchein aus, und bringt den Inhalt durch das Reg.-Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniß. Jede Erlaubniß zur Anlegung einer PBri: 
vatſchule und Privat⸗Erziehungs-Anſtalt iſt widerruflich. 

Jeder zur Anlegung einer Privatſchule und Privat-Erzie⸗ 
hungs-⸗Anſtalt ertheilte Erlaubnißſchein iſt nur für den giltig, 
auf deſſen Namen er lautet. 


Wird eine Privatſchule oder Privat-Erziehungs-Anſtalt 
ſechs Monate hindurch nicht gehalten, jo ift zu ihrer Wiederer— 
öffnung, falls nicht dringende Hinderniſſe, z. B. Krankheit, den 
Stillſtand der Anſtalt verurſacht haben, ein neuer Erlaubniß⸗ 
ſchein erforderlich. 


§. 6. (Nähere Beſtimmungen in Betreff der zu 
ertheilenden Erlaubniß.) Perſonen, welche wegen Theil 
nahme an unerlaubten Verbindungen von der Anſtellung im 
Staatsdienſte ausgeſchloſſen ſind, darf die Gründung oder Fort⸗ 
ſetzung von Privatſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten gar 
nicht, Ausländern aber nur nach vorgängiger Genehmigung des 
Miniſters des Innern und der Polizei geſtattet werden. Unverhei⸗ 
ratheten Männern ſoll die Erlaubniß, eine Privatſchule oder eine 
Privat⸗Erziehungs-Anſtalt für die weibliche Jugend zu errichten, 


oder eine beſtehende Anſtalt dieſert Art fortzuſetzen, der Regel 
nach verſagt, und nur in beſonderen, eine Ausnahme rechtfer— 
tigenden Fällen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Mi— 
niſters der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten ertheilt 
werden. Prediger und öffentliche Lehrer ſind als ſolche noch 
nicht zur Anlegung von Privatſchulen und Privat-Erziehungs— 
Anſtalten befugt; ſie bedürfen vielmehr hierzu einer beſonderen 
Erlaubniß, die fie auf die im §. 4 vorgeſchriebene Weiſe nach: 
zuſuchen haben. \ 

§. 7. (Beaufſichtigung der Privatſchulen und 
Privat-Erziehungs-Anſtalten.) Alle Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungs-Anſtalten find ganz fo, wie die öffentlichen 
Schulen derſelben Gattung, demnächſt der Aufſicht der Orts— 
Schulbehörde und in höherer Inſtanz der Aufſicht der dem 
Schulweſen des Kreiſes und des Regierungs-Bezirkes vorgeſetz— 
ten Königlichen Behörden unterworfen. Die Aufſicht ſoll ſich 
nicht blos im Allgemeinen auf die Handhabung der Schulzucht 
und den Gang des Unterrichtes, ſondern auch im Beſonderen 
auf die Einrichtung des Lehrplanes, die Wahl der Hilfslehrer, 
der Lehrbücher und Lehrmittel, die Lehrmethode, Schulgeſetze, 
die Zahl der Schüler und ſelbſt auf die Lokale der Privatſchu⸗ 
len und Privat⸗Erziehungs-Anſtalten erſtrecken. Zeigen ſich in 
ſolchen Anſtalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, welche die Ju— 
gend verbilden können, oder ihrer Sittlichkeit und Religiöſität 
Gefahr drohen, wird die Jugend vernachläſſigt, oder it fie un: 
fähigen und ſchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein ſol— 
cher Uebelſtand auf die Erinnerung der Ortsbehörde nicht ab— 
geſtellt, ſo iſt dieſe verpflichtet, auf eine Unterſuchung bei der 
Königlichen Regierung anzutragen, und die letztere iſt befugt, 
nach dem Befinden der Umſtände den Erlaubnißſchein zurückzu⸗ 
nehmen und die Privat⸗Erziehungs-Anſtalt ſchließen zu laſſen. 

8.8. (Jahresbericht über die Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungs-Anſtalten.) Die Königliche Regierung 
hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuſtand der in 
ihrem Bezirke vorhandener Privatſchulen und Privat-Erziehungs— 
Anſtalten, die wiſſenſchaftliche und ſittliche Qualifikation ihrer 
Vorſteher und Hilfslehrer und die Zahl der in dieſen Privat: 
anſtalten anvertrauten Jugend an das Miniſterium der geiſt⸗ 
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten zu berichten. 

8.9. (Verpflichtung der Vorſteher und Vorſtehe⸗ 
rinnen von Privatſchulen und Privat-Erziehungs⸗ 
Anſtalten.) Die Vorſteher und Vorſteherinnen von Privat⸗ 
ſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten find verpflichtet, ſich 
nicht nur nach dem Inhalte des ihnen ertheilten Erlaubniß⸗ 
ſcheines, ſondern auch der für das Schulweſen überhaupt und 
für das Schulweſen ihres Ortes insbeſondere ergangenen Vor— 
ſchriften auf das genaueſte zu richten. Sie dürfen nur ſolche 
Hilfslehrer und Hilfslehrerinnen, deren wiſſenſchaftliche und ſitt— 
liche Befähigung auf die im §. 2 und 3, und wenn von den 
Ausländern die Rede iſt, auf die im F. 6 vorgeſchriebene Weiſe 
anerkannt iſt, wählen, und müſſen, ſo oft ſie Lehrer und Leh— 
rerinnen entlaſſen, oder neue annehmen, der ihnen vorgeſetzten 
Ortsſchulbehörde davon Anzeige machen. Zu den von ihnen 
veranſtalteten öffentlichen Prüfungen haben ſie die Orts⸗Schul⸗ 
behörde vorher einzuladen. Wollen ſie ihre Privatſchule oder 
Privat⸗Erziehungs-Anſtalt aufgeben, jo find fie verpflichtet, ſol⸗ 
ches drei Monate vorher, unter Zurückgabe ihres Exlaubniß⸗ 
ſcheines, der Ortsbehörde ſchriftlich zu melden. 

$. 10. (Beſtrafung etwaiger Unregelmäßigkei⸗ 
ten.) Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und 
Privat: Erziehungs-Anftalten, ſowie ihre Hilfslehrer und Hilfs: 
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lehrerinnen können, wenn ſie den aus ihrem Erlaubnißſcheine 
hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachkommen, von der Orts⸗ 
Schulbehörde durch Verweiſe und von der Königlichen Regierung 
durch Geldſtrafen bis zu einer Höhe von Zwanzig Thalern, und 
falls wiederholte Geldſtrafen unwirkſam bleiben, durch Entzie⸗ 
hung des Erlaubnißſcheines beſtraft werden. 


§. 11. (Warte⸗Schulen.) Warte⸗Schulen, welchen Kin⸗ 


der, die das ſchulpflichtige Alter noch nicht erreicht haben, an— 
vertraut werden, ſind als Erziehungs-Anſtalten zu betrachten, 
und ſtehen als ſolche unter der Aufſicht der Orts-Schulbehörde. 
Die Anlegung ſolcher Warteſchulen iſt nur verheiratheten Per⸗ 
ſonen oder ehrbaren Wittwen zu geſtatten, welche von unbe⸗ 
ſcholtenen Sitten und zur erſten Erziehung der Kinder geeig—⸗ 
net, und deren Wohnungen geſund und hinlänglich geräumig 
find. Die Orts-Schulbehörde ertheilt die Erlaubniß zur Er⸗ 
richtung der Warteſchulen und hat dahin zu ſehen, daß in 
denſelben die Kinder nicht länger als bis zum geſetzlichen ſchul⸗ 
fähigen Alter verbleiben. 

§. 12. (Schulen für weibliche Handarbeiten.) 
Schulen für die Anweiſung in weiblichen Handarbeiten ſtehen 


unter der Aufſicht der Orts-Schulbehörde, welche die Erlaubniß 


zur Anlegung derſelben, vorzüglich mit Berückſichtigung der ſitt⸗ 


lichen Unbeſcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch da= 
hin zu ſehen hat, daß Kinder, welche noch ſchulpflichtig ſind, 
durch Theilnahme der Unterweiſung in Handarbeiten nicht am 
vorſchriftsmäßigen Schulbeſuche gehindert werden. 

$. 13. (Tranſitoriſche Verfügungen wegen der 
bereits beſtehenden Privatſchulen und Privat-Erzie⸗ 
hungsanſtalten.) Perſonen, welche bereits Privatſchulen 
oder Privaterziehungs-Anſtalten eröffnet, aber hierzu die Erlaub⸗ 
niß noch nicht auf die in gegenwärtiger Inſtruktion vorgeſchrie⸗ 
bene Art erlangt haben, müſſen ſich einer von der Orts-Schul— 
behörde zu bewirkenden genauen Unterſuchung ihrer Lehranſtal⸗ 
ten und nach Befinden der Umſtände einer noch mit ihnen ſelbſt 
vorzunehmenden Prüfung unterwerfen und haben hiernächſt zu 
gewärtigen, ob ihnen die Erlaubniß zur Fortſetzung ihrer Lehr⸗ 
anſtalten wird ertheilt werden können oder nicht. Sie müſſen 
ſich zu dem Ende ſpäteſtens innerhalb vier Monate nach Be— 
kanntmachung dieſer Inſtruktion bei ihrer Orts-Schulbehörde 
melden, widrigenfalls nach Ablauf dieſer Friſt ihre Schulen von 
der Orts-Polizeibehörde ohne Weiteres aufgelöſt werden. Die 
Orts⸗Schulbehörden haben innerhalb der gedachten Friſt Ver⸗ 
zeichniſſe aller noch nicht genehmigten Privatſchulen und Pri⸗ 
vat⸗Erziehungs-Anſtalten an die vorgeſetzte Königliche Regie⸗ 
rung mit der Anzeige einzureichen, welche Vorſteher und Vor⸗ 
ſteherinnen zu einer Prüfung vorzuladen fein möchten, und wel⸗ 
chen fie in Erwägung der zeitherigen Leitung ihrer Auftalten 
entlaſſen werden könne. 

Abſchnitt II. 
Privatlehrer. 

§. 14. (Wie ſich Privatlehrer über ihre wiſſen— 
ſchaftliche und ſittliche Tüchtigkeit auszuweiſen ha⸗ 
ben.) Perſonen, welche ein Gewerbe daraus machen, in ſol⸗ 
chen Lehrgegenſtänden, die zum Kreiſe der verſchiedenen öffent⸗ 
lichen Schulen gehören, Privat-⸗Unterricht in Familien, oder in 
Privat⸗Anſtalten zu ertheilen, ſollen ihr Vorhaben bei der Orts⸗ 
Schulbehörde anzeigen und ſich bei derſelben über ihre wiſſen⸗ 
ſchaftliche Befähigung durch ein Zeugniß der betreffenden Prü⸗ 
fungsbehörde, und über ihre ſittliche Tüchtigkeit für Unterricht 
und Erziehung in derſelben Art ausweiſen, wie in 88. 2 und 
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ſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten vorgeſchrieben iſt. Wol⸗ 
len ſie in Fächern, die nicht in den verſchiedenen öffentlichen 


Schulen gelehrt werden, Privatunterricht ertheilen, ſo haben 


ſie nur ihre ſittliche Tüchtigkeit für Unterricht und Erziehung 
auf die im $. 3 verordnete Art bei der Ortsſchulbehörde näher 
darzuthun. 

§. 15. (Erlaubnißſchein für Privatlehrer.) Den- 
jenigen Perſonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für 
den Unterricht und die Erziehung der Jugend nichts zu erin- 
nern iſt, ſoll von der Orts-Schulbehörde ein jedesmal für ein 
Jahr giltiger, jedoch widerruflicher Erlaubnißſchein zur Erthei⸗ 
lung von Privat-⸗Unterricht ſowohl in Familien als in Privat: 
ſchulen und Privat-Erziehungs-Anſtalten, unentgeltlich ertheilt 
werden: bei Ausländern iſt hierzu vorgängige Genehmigung des 
Miniſters des Innern und der Polizei erforderlich; die Orts⸗Schul⸗ 
behörde hat dieſelbe in den geeigneten Fällen zunächſt bei der Kö⸗ 
niglichen Regierung in Antrag zu bringen. Perſonen, welche we⸗ 
gen Theilnahme an verbotenen Verbindungen von der Anftel- 
lung im Staatsdienſte ausgeſchloſſen find, iſt die Erlaubniß zur 
Ertheilung von Privatunterricht zu verſagen. 

§. 16. (Ausnahmen.) Geiſtliche und öffentliche Lehrer, 
auch die an öffentlichen Schulanſtalten beſchäftigten Sprach-, 
Geſang⸗, Muſik- und Zeichenlehrer find für befähigt zu erach⸗ 
ten, Privatunterricht in Familien und Privatſchulen zu erthei⸗ 
len; ſie bedürfen hierzu keines beſonderen Erlaubnißſcheines 
und haben ihr Vorhaben blos bei der Orts-Schulbebörde an⸗ 
zuzeigen. Den Studirenden auf den Landes-Univerſitäten und 
den Schülern der oberſten Klaſſe der gelehrten Schulen ſoll ge— 
ftattet ſein, ohne einen beſonderen Erlaubnißſchein, Privatun⸗ 
terricht in Familien und in Privatanſtalten zu ertheilen, wenn 
fie ſich über ihre wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung für 
Unterricht und Erziehung durch ein genügendes Zeugniß reſp. 
des Rektors der Univerſität oder des Direktors der gelehrten 
Schule, welche ſie beſuchen, bei der Orts-Schulbehörde zuvor 
ausgewieſen haben. 

$. 17. (Beaufſichtigung der Privatlehrer.) Die 
Orts⸗ Schulbehörde ſoll über die Wirkſamkeit der Privatlehrer 
und Privatlehrerinnen eine geregelte, den örtlichen Verhältnis: 
fen anzupaſſende Aufficht führen, bei Unregelmäßigkeiten, welche 
auf ein unſittliches Verhalten derſelben ſchließen laſſen, ſowie 
wenn in religiöſer oder politiſcher Beziehung Bedenken entſte⸗ 
hen, ſich mit der Ortsſchulbehörde in Mittheilung ſetzen, und 
wenn der Verdacht ſich beſtätigen ſollte, die Erneuerung des in 
$. 15 gedachten Erlaubnißſcheines verſagen, auch nach Befin⸗ 
den der Umſtände die Entfernung unſittlicher oder politiſch ver— 
dächtiger Perſonen aus dem Lehrſtande bei der vorgeſetzten Kö— 
niglichen Regierung in Antrag bringen. 

§. 18. (In wiefern Perſonen, welche Kinder aus 
mehreren Familien gemeinſchaftlich unterrichten, als 
Privatlehrer zu betrachten find.) Perſonen, welche Kin⸗ 
der aus mehreren Familien gemeinſchaftlich unterrichten, ſind 
als Privatlehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu 
behandeln, wenn ſie in Gemäßheit eines Vertrages, gleichviel 
ob mit einer Familie, oder mit mehreren, jedoch nur mit be— 
ſtimmten einzelnen Familien, die Kinder derſelben in ebenfalls 
feſtgeſetzten Lehrgegenſtänden gegen eine feſte Vergütigung un⸗ 
terrichten. 

Abſchnitt III. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

§. 19. (Befähigungsſchein für Hauslehrer, Er— 

zieher und Erzieherinnen.) Um das Eindringen unfähi⸗ 
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ger, oder unſittlicher Perſonen in das Erziehungsgeſchäft zu 
verhindern, ſollen diejenigen, welche in das Verhältniß eines 
Hauslehrers oder Erziehers oder einer Erzieherin zu treten ge— 
ſonnen ſind, ſich zuvor mit einem Erlaubnißſcheine der König— 
lichen Regierung verſehen, in deren Bezirk ſie eine ſolche Stelle 
annehmen wollen. 

§. 20. (Erforderniſſe zur Erlangung eines Befä- 
higungsſcheines.) Behufs Erlangung eines ſolchen Erlaub— 
nißſcheines haben ſie über ihre bisherigen Verhältniſſe, insbe— 
ſondere aber über die Fleckenloſigkeit ihres ſittlichen und poli⸗ 
tiſchen Wandels, genügende Zeugniſſe mittelſt des Kreis-Land— 
rathes oder der Stadt-Polizeibehörde an die Königliche Negie: 
rung einzureichen. 

§. 21. (Ausfertigung des Befähigungsſche ines.) 
Die Königliche Regierung hat dieſe Zeugniſſe, beſonders dieje⸗ 
nigen, welche ſich auf die bisherige ſittliche Führung beziehen, 
näher zu prüfen, und den Perſonen, gegen welche in ſittlicher 
und politiſcher Hinſicht nichts zu erinnern iſt, den Grlaubniß- 
ſchein dahin auszufertigen, daß ihre Annahme als Hauslehrer, 
Erzieher oder Erzieherinnen kein Bedenken entgegenſtehe. Die 
Namen der Perſonen, welche einen ſolchen Erlaubnißſchein er⸗ 
halten, find durch das Reg-Amtsblatt bekannt zu machen. 

F. 22. (Verſagung des Erlaubnißſcheines.) Die 
Königliche Regierung iſt eben ſo befugt als verpflichtet, allen 
denen, welche wegen erwieſener Theilnahme an verbotenen Ver— 
bindungen von der Zulaſſung zu Staatsämtern ausgeſchloſſen 
find oder ſich über die Unbeſcholtenheit ihres bisherigen Lebens: 
wandels nicht genügend ausweiſen können, ſowie auch allen 
Ausländern, denen noch die Genehmigung des K. Minifters 
des Innern und der Polizei fehlt, ſo lange bis die etwaigen 
Bedenken vollſtändig beſeitigt ſind, den zur Annahme einer 
Hauslehrerſtelle erforderlichen Erlaubnißſchein zu verſagen. 

§. 23. (Beaufſichtigung der Hauslehrer, Erzieher 
und Erzieherinnen.) Hauslehrer und Erzieher, die zugleich 
Kandidaten des Predigt: oder des Schulamtes find, bleiben wie 
bisher der Aufſicht der geiſtlichen Oberen oder der dem Schul⸗ 
weſen des Kreiſes vorgeſetzten Behörde untergeordnet; Haus— 
lehrer und Erzieher anderer Art, desgleichen Erzieherinnen, ſte⸗ 
hen unter der allgemeinen polizeilichen Aufſicht. 

8.24. Eltern und Vormünder, deren Kinder oder Mün— 
del die öffentlichen Schulen nicht beſuchen, ſind in Folge der 
landrechtlichen Beſtimmungen verpflichtet, ſich auf Verlangen 


der Orts⸗Schul⸗ und Polizeibehörde darüber auszuweiſen, wie 
für den Unterricht ihrer Kinder oder Mündel geſorgt iſt. 
Berlin, den 31. Dezember 1839. 
Königliches Staatsminiſterium. 
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— Kein Kranker versäume, sich 
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